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Gemeinnützigkeitsrecht
Politische Betätigung und Engagement für Demokratie
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1. Grundlagen Gemeinnützigkeitsrecht

2. Politische Betätigung

3. Verbot der Parteienförderung

4. Fall: DemoZ Ludwigsburg

5. Satzung und Mittelverwendung

6. Fazit und Unterstützung

Programm



Grundlagen Gemeinnützigkeitsrecht



1.
Grundlagen 

Gemeinnützig-
keitsrecht

Zentrale Vorschriften des Gemeinnützigkeitsrechts

• § 52 Abs. 1 Satz 1 Abgabenordnung (AO): Eine Körperschaft 
verfolgt gemeinnützige Zwecke, wenn ihre Tätigkeit 
darauf gerichtet ist, die Allgemeinheit auf materiellem, 
geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos zu fördern.

• § 52 Abs. 2 AO: Abschließender Zweckekatalog

• § 56 AO: Ausschließlichkeit

• § 57 AO: Unmittelbarkeit



Quelle: https://www.gesetze-im-internet.de/ao_1977/__52.html



Politische Betätigung 



2.
Politische 

Betätigung

Was ist politische Betätigung?

• Bundesfinanzhof: „Einflussnahme auf die politische 
Willensbildung“ und die „Gestaltung der öffentlichen 
Meinung“ 

 → Grundsätzlich zulässig, wenn bestimmte 
Anforderungen eingehalten werden (nächste Folie)

• Demonstrationen, öffentliche Stellungnahmen,  
Unterschriftensammlung, Unterstützung von 
Gesetzesvorhaben und Volksbegehren, Einbringen von 
Fachwissen im parlamentarischen Verfahren, Gespräche 
mit Abgeordneten, kritische öffentliche Information und 
Diskussion etc.



2.
Politische 

Betätigung

Allgemeine Grundsätze

1. Zusammenhang mit Satzungszweck
Ausnahme: „vereinzelte“ Stellungnahme zu 
tagespolitischen Themen

2. Objektiv und sachlich fundiert 
→Dann auch drastische und zugespitzte Äußerungen 

zulässig 
     (Ausnahme: Politische Bildung) 

3. Politische Betätigung muss in den Hintergrund treten
4. Wahrung der Rechtsordnung 
5. Verbot der Parteienförderung



2.
Politische 

Betätigung

• =Demokratische Grundprinzipien (z.B. Menschenwürde, 
Gewaltenteilung, Rechtsstaat, Mehrparteiensystem)

• Umfassende, objektive und neutrale Würdigung 
erforderlich

• Urteil des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg zum Fall 
innn.it (2023; aktuell Revision vor BFH): 

 → Förderung der Ausübung von Grundrechten wie
  Meinungs- und Versammlungsfreiheit
→ Förderung der allgemeinen demokratischen Teilhabe

Allgemeine Förderung des demokratischen 
Staatswesens



2.
Politische 

Betätigung

„

→ auch politische Bildung

Einschränkende Anforderungen des Bundesfinanzhofs aus Attac-
Urteil (2019):

1. Geistige Offenheit
2. Umfassende, objektive und neutrale Würdigung der 

demokratischen Grundprinzipien
3. Entwicklung konkreter Lösungsvorschläge zulässig, aber keine 

anschließende politische Durchsetzung
4. Politische Betätigung beschränkt auf Bildungspolitik

„Volksbildung” i.V.m. „allgemeiner Förderung
des demokratischen Staatswesens”



2.
Politische 

Betätigung

• Allgemeine Aufklärung über Gefahren des 
Rechtsextremismus und autoritären Kräften für die 
Demokratie

• Bedrohung demokratischer Grundprinzipien wie
• Menschenwürde
• Religionsfreiheit
• Wertepluralismus

„Volksbildung” i.V.m. „allgemeiner Förderung
des demokratischen Staatswesens”



2.
Politische 

Betätigung

Umwelt- und Klimaschutz

Aussagen des Bundesfinanzhofs aus BUND-Urteil:

1. Zulässig, zur Zweckverfolgung einseitig und 
einflussnehmend zu agieren → Auch auf andere 
Fachzwecke übertragbar

2. Mittelbare Zweckverfolgung zulässig
• Umweltschutz kann kaum durch Einzelnen erreicht 

werden, sondern wirkungsvoll nur durch 
Allgemeinheit bzw. Staat



2.
Politische 

Betätigung

Zwecke, die sich gegen Rassismus, Fremden-
und Queerfeindlichkeit richten

• Nr. 10: „Förderung der Hilfe für politisch, rassistisch oder 
religiös Verfolgte“ und „Flüchtlinge“ sowie „für Menschen, die 
auf Grund ihrer geschlechtlichen Identität oder ihrer 
geschlechtlichen Orientierung diskriminiert werden“

• Nr. 13: „Förderung internationaler Gesinnung, der Toleranz 
auf allen Gebieten der Kultur und des 
Völkerverständigungsgedankens“

• Nr. 20: Förderung der Kriminalprävention

 



Verbot der Parteienförderung



3.
Verbot der 
Parteien-
förderung

Was ist das Verbot der Parteienförderung?

• Keine unmittelbare oder mittelbare Unterstützung von 
Parteien, vgl. § 55 Abs. 1 Nr. 1 S. 3 AO 

• Grund: Sicherung der Chancengleichheit der Parteien und 
keine Umgehung der Parteienfinanzierung

• Unzulässig: z.B. Hilfe im Wahlkampf, Werbeanzeigen im 
Namen der Parteien, Verteilen von Zeitungsbeilagen oder 
Werbematerial im Wahlkampf



3.
Verbot der
Parteien-
förderung

Gezieltes Engagment gegen Parteipositionen

• Sachliche Auseinandersetzung mit Positionen und Aussagen 
einer Partei zulässig

• Aufruf zu Demo gegen eine Partei möglich, wenn erkenntlich 
auf welche Weise ihre Positionen oder Aussagen die 
Satzungszwecke des Vereins konkret bedrohen

• Ausschluss von Vertreter*innen bestimmter Parteien von 
eigenen Veranstaltungen möglich, deren Forderungen den 
eigenen Satzungszweck gefährden

→  Abwägung: Je besser belegt, desto mehr Betätigung erlaubt



3.
Verbot der 
Parteien-
förderung

Gezieltes Engagment gegen Parteipositionen

• Sachliche Auseinandersetzung mit Positionen und Aussagen 
einer Partei zulässig

• Aufruf zu Demo gegen AfD möglich, wenn erkenntlich auf 
welche Weise ihre Positionen oder Aussagen die 
Satzungszwecke des Vereins konkret bedrohen

• Ausschluss von Vertreter*innen bestimmter Parteien von 
eigenen Veranstaltungen möglich, deren Forderungen den 
eigenen Satzungszweck gefährden

→  Abwägung: Je besser belegt, desto mehr Betätigung erlaubt

Satzung und Mittelverwendung



4.
Satzung

Satzung

§ 60 AO: Anforderungen an die Satzung

(1) Die Satzungszwecke und die Art ihrer Verwirklichung müssen 
so genau bestimmt sein, dass auf Grund der Satzung geprüft 
werden kann, ob die satzungsmäßigen Voraussetzungen für 
Steuervergünstigungen gegeben sind. Die Satzung muss die in 
der Anlage 1 bezeichneten Festlegungen enthalten.



4.
Satzung

Mittelverwendung

§ 55 AO: Selbstlosigkeit

 (1) Eine Förderung oder Unterstützung geschieht selbstlos, 
wenn dadurch nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke 
– zum Beispiel gewerbliche Zwecke oder sonstige 
Erwerbszwecke – verfolgt werden und wenn die folgenden 
Voraussetzungen gegeben sind:

1. Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen 
Zwecke verwendet werden.

(…)



4.
Satzung

Satzungs-Check: Leitfragen
• Präambel?

• Zwecke klar definiert?

• Tätigkeiten präzise und umfassend? Auch Formen politischer 
Betätigung enthalten?

• Mittelverwendung klar geregelt?

• Aufnahmeverpflichtung oder automatische Aufnahme nach 
Antragstellung?

• Ausschlussgründe konkret und sachlich?

• Deckt sich die Satzung mit der tatsächlichen 
Geschäftsführung? Sollen Zwecke oder Tätigkeiten ergänzt 
werden?



4.
Satzung

Beispielsformulierung für Vereinsausschlussklausel

„Der Ausschluss aus dem Verein kann u. a. erfolgen

(…)

• bei unehrenhaftem Verhalten innerhalb und außerhalb des 
Vereins, insbesondere bei Kundgabe extremistischer, 
rassistischer oder fremdenfeindlicher Gesinnung und 
Handlungen, der Mitgliedschaft in extremistischen Parteien 
und Organisationen, wie z. B. der NPD oder der DVU, und 
beim Tragen beziehungsweise Zeigen extremistischer 
Kennzeichen und Symbole.“



4.
Satzung

„Der Ausschluss aus dem Verein kann u. a. erfolgen

(…)

• bei Kundgabe rechtsextremer, rassistischer, antisemitischer 
oder anderer demokratie- und menschenfeindlicher 
Haltungen innerhalb und außerhalb des Vereins und der 
Mitgliedschaft in rechtsextremen, rechtspopulistischen oder 
menschen- und demokratiefeindlichen Parteien und 
Organisationen.“

Beispielsformulierung für Vereinsausschlussklausel



3.
Verbot der 
Parteien-
förderung

Gezieltes Engagment gegen Parteipositionen

• Sachliche Auseinandersetzung mit Positionen und Aussagen 
einer Partei zulässig

• Aufruf zu Demo gegen AfD möglich, wenn erkenntlich auf 
welche Weise ihre Positionen oder Aussagen die 
Satzungszwecke des Vereins konkret bedrohen

• Ausschluss von Vertreter*innen bestimmter Parteien von 
eigenen Veranstaltungen möglich, deren Forderungen den 
eigenen Satzungszweck gefährden

→  Abwägung: Je besser belegt, desto mehr Betätigung erlaubt

Fall: DemoZ Ludwigsburg



5.
Fall: DemoZ 

Ludwigsburg

Demokratisches Zentrum Ludwigsburg

Quelle: https://www.demoz-lb.de/



5.
Fall: DemoZ 

Ludwigsburg

Demokratisches Zentrum Ludwigsburg

• Satzungszwecke Förderung von Kultur und Bildung
• bietet umfassendes Kultur- und Bildungsprogramm an 

und schafft Raum für politische Diskussionen

• 2019: Finanzamt entzieht Gemeinnützigkeit
• 2022: Untätigkeitsklage

→ Außergerichtliche Streitbeilegung: Einigung auf Leitlinien
→ Gemeinnützigkeit ab 2022 wieder anerkannt
→ Keine Klärung der zentralen Frage, was politische 
Bildungsarbeit umfasst 



3.
Verbot der 
Parteien-
förderung

Gezieltes Engagment gegen Parteipositionen

• Sachliche Auseinandersetzung mit Positionen und Aussagen 
einer Partei zulässig

• Aufruf zu Demo gegen AfD möglich, wenn erkenntlich auf 
welche Weise ihre Positionen oder Aussagen die 
Satzungszwecke des Vereins konkret bedrohen

• Ausschluss von Vertreter*innen bestimmter Parteien von 
eigenen Veranstaltungen möglich, deren Forderungen den 
eigenen Satzungszweck gefährden

→  Abwägung: Je besser belegt, desto mehr Betätigung erlaubt

Fazit und Unterstützung



6.
Fazit 
und 

Unterstützung

• Problem: Große Rechtsunsicherheit (z.B. unklar, wann genau die 
politische Betätigung „in den Hintergrund tritt“ oder wann politische 
Bildung nicht mehr „geistig offen“) → Dadurch auch uneinheitliche 
Beurteilung durch Finanzämter

• Eindeutigen Zusammenhang mit Satzungszweck herstellen
• Bei politischer Bildungsarbeit auf „geistige Offenheit“ achten
• Ggf. Zwecke ergänzen durch Satzungsänderung (Bei Unsicherheiten 

Nachfrage beim Finanzamt)
• Bei politischer Betätigung, insb. gegen Parteipositionen an sachlich 

fundierte Anhaltspunkte anknüpfen (z.B. Wahlprogramm, Behörden- 
und Gerichtsentscheidungen)

Fazit



1.
Grundkurs 

Gemeinnützigke
itsrecht

Rechtsschutzmöglichkeiten

Anhörung Bescheid Einspruch 

AblehnungKlage Rechtsmittel 

6.
Fazit 
und 

Unterstützung

• Aberkennung durch FA nach Einreichung einer Steuererklärung 
oder außerhalb (etwa nach Anzeigen)



• Unterstützung für Vereine bei (drohendem) Verlust der 
Gemeinnützigkeit: Sie können sich unter gemeinnuetzig-gegen-
rechts@freiheitsrechte.org an die GFF wenden.

• Vernetzung mit Anwält*innen und Kostenübernahme
• Förderkriterium: Politische Betätigung gegen Rechts und Probleme 

mit Gemeinnützigkeit
• Weitere Informationen 

unter https://freiheitsrechte.org/gemeinnuetzig-gegen-rechts

6.
Fazit 
und 

Unterstützung

mailto:gemeinnuetzig-gegen-rechts@freiheitsrechte.org
mailto:gemeinnuetzig-gegen-rechts@freiheitsrechte.org
https://freiheitsrechte.org/gemeinnuetzig-gegen-rechts


6.
Fazit 
und 

Unterstützung

Informationsmaterial

• Rechtliche Studie mit Handlungsempfehlungen 
& FAQ Gemeinnützigkeitsrecht:
https://freiheitsrechte.org/gemeinnuetzigkeit-
infomaterial

• Erklärvideos: 
https://www.youtube.com/watch?v=xC0sbqax
e0w

• https://www.youtube.com/watch?v=oGLaY63
yhv4

https://freiheitsrechte.org/gemeinnuetzigkeit-infomaterial
https://freiheitsrechte.org/gemeinnuetzigkeit-infomaterial
https://www.youtube.com/watch?v=xC0sbqaxe0w
https://www.youtube.com/watch?v=xC0sbqaxe0w
https://www.youtube.com/watch?v=oGLaY63yhv4
https://www.youtube.com/watch?v=oGLaY63yhv4


WERDEN SIE TEIL DES 

#TEAMGRUNDRECHTE
werden Sie Fördermitglied

abonnieren Sie unseren Newsletter

erzählen Sie Personen in ihrem Umfeld von uns

FREIHEITSRECHTE.ORG/MITMACHEN
Bildnachweis:
Folie 7: https://www.tagesschau.de/inland/demos-gegen-rechts-bilanz-100.html
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